
sonstigen Umstände, insbesondere wegen der drei min­
derjährigen Kinder der Parteien zu scheiden ist oder 
nicht.

A n m e r k u n g :

Der vorstehende Beschluß gibt zu folgenden Hinweisen 
Veranlassung: Das Bezirksgericht geht zutreffend da­
von aus, daß eine Aussetzung des Eheverfahrens grund­
sätzlich nur nach mündlicher Verhandlung (Aussöh- 
nungs- oder streitige Verhandlung) beschlossen werden 
kann. Das ergibt sich eindeutig aus §§13 Abs. 1, 15,17 
Abs. 2 FVerfO. Hierauf wurde in Z i f f .  3.9. des Be­
schlusses des Plenums des Obersten Gerichts über die 
erzieherische Tätigkeit der Gerichte zur Erhaltung von 
Ehen vom 24. Juni 1970 (NJ-Beilage 3/70 zu H e f t  15) 
nochmals besonders hingewiesen.
Die Aussetzung des Eheverfahrens kann nur dann ehe­
erhaltend wirken, wenn das Gericht in Anwesenheit 
beider Parteien einen ausreichenden Überblick über 
die ehelichen Verhältnisse gewinnt, um prüfen zu kön­
nen, ob die Voraussetzungen des § 15 FVerfO überhaupt 
gegeben sind und ob den Parteien durch gesellschaft­
liche Kräfte oder staatliche Organe geholfen werden 
kann, Ursachen und begünstigende Umstände der auf­
getretenen Differenzen zu überwinden. Zutreffend wie­
sen K n e c h t / H i l l e r  in ihrem Beitrag „Zur E f f e k ­
tivität der Aussetzung des Eheverfahrens“ (NJ 1971
S. 609) darauf hin, daß die Aussichten, die Ehe zu er­
halten, dann am größten sind, wenn sich das Gericht 
einen gründlichen Überblick über die eheliche Kon­
fliktsituation und ihre Ursachen verschafft und wenn 
konkrete Empfehlungen zur Überwindung der D i f f e ­
renzen gegeben werden können. Die hohen Anforde­
rungen, die der Eheerhaltungsbeschluß an die Aus­
setzung des Verfahrens stellt, machen eine mündliche 
Verhandlung vor Beschlußfassung unerläßlich.
Der Auffassung des Bezirksgerichts, daß ein „schrift­
liches Verfahren“ immer dann zulässig sei, wenn die 
Aussetzung von einer Partei schriftlich „beantragt“ 
wird, kann daher aus den vorstehenden Erwägungen 
nicht beigepflichtet werden. Auch in einem solchen 
Falle ist in einer mündlichen Verhandlung über die 
Aussetzungsanregung zu befinden.
Das gilt in der Regel auch dann, wenn noch keine 
Aussöhnungsverhandlung stattgefunden hat, es sei denn, 
die Gegenpartei ist damit einverstanden, daß eine sol­
che zunächst nicht durchgeführt wird. Dann ist aber 
auch kein Raum für einen Aussetzungsbeschluß. Viel­
mehr sollte zunächst kein Termin bestimmt bzw. ein 
bereits festgelegter Termin wieder aufgehoben werden. 
Das Gericht sollte weitere Erklärungen der Parteien 
abwarten. Was in diesem Fall die Erwägung erzieheri­
scher Maßnahmen anbelangt, so ist Zurückhaltung ge­
boten. Eine entsprechende Verfahrensweise wie bei 
Klagerücknahme ohne gerichtliche Einflußnahme 
( Z i f f .  3.14. Abs. 3 des Eheerhaltungsbeschlusses) ist m. E. 
aber zulässig.
Das Bezirksgericht hat den Aussetzungsbeschluß auf­
gehoben, da der Verklagte keine Aussöhnungsbereit­
schaft zeigte. Diese Entscheidung mag zutreffend sein. 
In bestimmten Fällen kann die Aussetzung aber auch 
dann angeordnet werden, wenn sie nur ein Ehegatte 
wünscht. Das ist z. B. möglich, wenn Zerrüttungsursa­
chen und begünstigende Umstände vorliegen, die nicht 
so schwerwiegend sind, daß sie nicht mit Hilfe gesell­
schaftlicher Kräfte oder staatlicher Organe überwun­
den werden können ( Z i f f .  3.9. Abs. 2 des Eheerhaltungs­
beschlusses). Hiermit hätte sich das Bezirksgericht noch 
auseinander setzen müssen.

Helmut L a t k a ,
Richter am Obersten Gericht

Arbeitsrecht

§45 GBA.

1. Die gemäß § 45 GBA zur Einführung von Lohnformen 
erforderliche Zustimmung der Betriebsgewerkschafts­
leitung bedeutet ausdrückliche Bejahung der Regelung 
durch die Gewerkschaftsleitung als Kollektiv. Die 
Äußerungen einzelner Mitglieder oder des Vorsitzen­
den der Gewerkschaftsleitung oder passives Verhalten 
genügen der gesetzlichen Forderung nicht.
2. Die Regelung des § 45 GBA erfordert grundsätzlich, 
daß die Zustimmung der Betriebsgewerkschaftsleitung 
vorher eingeholt werden muß. Im Ausnahmefall kann 
die gewerkschaftliche Zustimmung jedoch nachträglich 
gegeben werden.

OG, Urt. vom 10. Dezember 1971 — Za 11/71.

Der Verklagte führte für die bei ihm beschäftigten Fah­
rer von Lastkraftwagen und Warenbegleiter ein Prä­
mienzeitlohnsystem ein, das durch den Direktor des 
Verklagten zum 31. März 1969 außer Kraft gesetzt 
wurde.

Mit Wirkung vom 1. April 1969 wurde eine neue 
Prämienlohnregelung nach Diskussion im Kollektiv der 
Kraftfahrer und Warenbegleiter eingeführt.

Die Kläger, die beim Verklagten als Kraftfahrer be­
schäftigt waren und zum Teil noch sind, wandten sich 
an die Konfliktkommission und verlangten eine Über­
prüfung der neuen Prämienregelung. Die Konfliktkom­
mission traf keine Entscheidung über die Anträge der 
Kläger, sondern erteilte dem Verklagten einige Emp­
fehlungen.

Gegen die Beschlüsse der Konfliktkommission erhoben 
die Kläger und der Verklagte Klage (Einspruch) beim 
Kreisgericht.

Die Kläger beantragten, die Beschlüsse der Konflikt­
kommission aufzuheben und den Verklagten zur Nach­
zahlung von Lohn in der von ihnen bezifferten Höhe 
zu verurteilen.

Der Verklagte beantragte, die Beschlüsse der Konflikt­
kommission aufzuheben und die Kläger mit ihren For­
derungen abzuweisen.

Das Kreisgericht entschied entsprechend dem Antrag 
der Kläger.

Gegen dieses Urteil haben einzelne Kläger sowie auch 
der Verklagte Einspruch (Berufung) beim Bezirksgericht 
eingelegt.

Das Bezirksgericht änderte die Entscheidung des Kreis­
gerichts und wies die Anträge der Kläger ab.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations­
antrag des Generalstaatsanwalts der DDR, der Erfolg 
hatte.

Aus den G r ü n d e n :

Das Plenum des Obersten Gerichts hat in seinem Be­
schluß zur Tätigkeit der Gerichte bei der Entscheidung 
von Arbeitsrechtssachen, besonders auf dem Gebiet 
des Arbeitslohns, vom 15. September 1965 (OGA Bd. 5 
S. 28; NJ 1965 S. 632) betont, daß die Gerichte mit ihrer 
Rechtsprechung auf dem Gebiet des Arbeitslohns eine 
hohe Verantwortung für die Verwirklichung der Be­
stimmungen tragen, die der Durchsetzung des ökono­
mischen Gesetzes der Verteilung nach der Arbeitslei­
stung dienen. Die Rechtsprechung hat der Wahrung 
und Verwirklichung der gesetzlichen Rechte und Inter­
essen der Werktätigen wie der gesamtstaatlichen In-
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